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An Herrn
Werner May
Im Paradies
17309 Fahrenwalde

Sehr geehrter Herr May,

vielen  Dank  für  die  Übersendung  des  Schreibens  des  Vereins 
“Neue  deutsche  Richtervereinigung  –  NRV“  vom 02.11.2012,  zu 
dem  ich  Stellung  beziehen  möchte,  da  die  Antworten  aus 
rechtlichen  Gründen  zurückgewiesen  werden  müssen  bzw.  nicht 
der Wahrheit und auch nicht der Rechtslage entsprechen. So habe 
ich ernste Zweifel, dass hier eine  Organisation vorliegt, von der sie 
selbst  behauptet,  dass  sie  „neu“  sei  und  somit  den  Eindruck 
erweckt  das  bestehende  Unrechtssystem  kritisch  gegenüber 
zustehen,  vertritt  sie  doch  althergebrachte  Thesen,  die  sich  von 
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denen  des  „alten“  Richterbundes  e.V.  überhaupt  nicht 
unterscheiden. 

Mit  Artikel  4  Ziffer  2  des  Einigungsvertrag  wurde  der 
Geltungsbereich  für  das  deutsche  Grundgesetz  aus  dem 
Normbereich entfernt, so dass sich der Geltungsbereich seit dem 
Mauerfall  im  Jahre  1990  außerhalb  des  Normbereiches  befindet 
und somit einer rechtliche Bedeutung entzogen wurde, wobei das 
Gebot zur Rechtssicherheit eklatant verletzt wurde.

Grundsätzlich  entfaltet  eine  Präambel  jedenfalls  keine  normative 
Wirkung. 

Vor  diesem  Hintergrund  ist  die  Entwicklung  des  sich  seit  1990 
entwickelnden  Regimes  in  Deutschland  zu  betrachten,  da 
insbesondere  die  Ordnung  gemäß  des  ehemaligen  Artikel  20 
Grundgesetz aus obigen Gründen verloren gegangen ist. 

Dieser fundamentale Verlust demokratischer Strukturen, wurde auf 
der Konferenz des Menschenrechtsrates im April 2013 in Genf bzw. 
im UPR – bzw. Universal Periodic Review1 offensichtlich. 

Viele Staaten der Vereinten Nationen beschuldigten Deutschland zu 
Recht,  Menschenrechtsverletzungen  in  erheblichem  Ausmaß 
begangen zu haben. 
Insbesondere Rassismus, religiöse Intoleranz und Anonymisierung 

1Draft report of the Working Group on the Universal Periodic Review – Germany - Human 
Rights Council - Working Group on the Universal Periodic Review - Sixteenth session - 
Geneva, 22 April – 3 May 2013
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der  deutschen  Staatsgewalten,  wie  Sie  dies  sicherlich  schon  in 
Form von Scheinurteilen und Scheinbeschlüssen bereits kennen.

Eine Grundvoraussetzung,  Diktaturen,  wie  nach dem Muster  der 
ehemaligen DRR überhaupt etablieren zu können.

Wenn  diese  Frage  umstritten  ist,  bestehen  Zweifel.  Wenn  ein 
Gesetz Zweifel hinsichtlich seines Geltungsbereiches aufwirft, ist es 
nichtig und somit mit praktischer Auswirkung.

Offenkundiger Beweis: BVerwGE 17, 192 = DVBl 1964, 147

Zitat:
Gesetze sind bei Verstoß gegen das Gebot der Rechtssicherheit  
ungültig und nichtig. Jedermann muss, um sein eigenes Verhalten  
darauf  einrichten  zu  können,  in  der  Lage  sein,  den  räumlichen  
Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weiteres feststellen können.  
Ein Gesetz, das hierüber Zweifel aufkommen lässt, ist unbestimmt  
und deshalb wegen Verstoß gegen das Gebot der Rechtssicherheit  
ungültig. 

Im Übrigen gibt es kein Verfassungsrecht in Deutschland, da es in 
Ermangelung  eines  Volksbeschlusses  eine  Verfassung  in 
Deutschland nie gegeben hat.

Im  Übrigen  sind  ungeschriebene  Gesetze oder  Bestandteile 
hiervon,  rechtlich  nicht anerkannt  und  schon  gar  nicht  von  der 
Allgemeinheit  anerkannt,  da sie  zudem auch nicht  im deutschen 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht werden. 
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Wie schon oben ausgeführt, ist der sich in der Präambel befindliche 
Geltungsbereich ebenfalls gerade nicht rechtsverbindlich.

Bezeichnend  für  ein  Regime  ist  auf  jeden  Fall  die  Feststellung 
durch  den  NRV,  dass  die  Verantwortung  vor  Gott  gerade  nicht  
rechtsverbindlich ist, so dass diesbezüglich ethisches Handeln an 
deutschen Ausnahmegerichten keinerlei Bedeutung zukommt, was 
sich in der Praxis durch Scheinurteile und Scheinbeschlüsse und 
deren  Vollstreckung  ,  als  nicht  vollstreckbare  Titel,  Tag  täglich 
offenbart.

Hinsichtlich der o.a. Nichtigkeit des Grundgesetzes, stellt sich diese 
Frage  nicht  bzw.  ist  die  juristische  Auslegung  eines  verfallenen 
Gesetzes völkerrechtlich bedeutungslos.

Grundsätzlich gilt es zu unterscheiden zwischen einerseits Urteile 
und andererseits Ausfertigungen, wie dies schon die Überschrift 
des § 317 der deutschen Zivilprozessordnung – ZPO offenbart. 
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Beweis: § 317 Urteilszustellung und -ausfertigung2

Vor diesem Hintergrund kann ein Urteil  keine Ausfertigung eines 
Urteils sein.

Auch  gibt  es in  der  ZPO  und  in  Zusammenhang  mit  der 
Urteilszustellung an die Prozessparteien den Begriff des Originals 
überhaupt nicht. Das hat die Neue deutsche Richtervereinigung frei 
erfunden.  Das  Beurkundungsgesetz  ist  jedenfalls  für  die 
Urteilszustellung gemäß § 317 (1) ZPO überhaupt nicht einschlägig. 

Wie  deutlich  erkennbar,  praktiziert  der  NRV  jedoch  derartige 
Täuschung  der  Bürger  in  absurder  Art  und  Weise  und  vertritt 
diesbezügliche Taktiken der  Stellen,  wo der  Bundesvorstand des 
NRV beschäftigt ist.

Richtig jedoch ist, dass sich Einzelheiten zur  Urteilszustellung aus 
dem § 317 (1) Satz 1 ZPO ergeben:

Beweis - Zitat:

§ 317 Urteilszustellung und -ausfertigung
(1) Die Urteile werden den Parteien, verkündete Versäumnisurteile 
nur der unterliegenden Partei zugestellt.

2 http://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__317.html
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Die  Anforderungen,  die  sich an Urteile  (nicht  an Ausfertigungen) 
ergeben aus § 315 ZPO

Beweis – Zitat:

§ 315 Unterschrift der Richter
(1)  Das  Urteil  ist  von  den  Richtern,  die  bei  der  Entscheidung 
mitgewirkt haben, zu unterschreiben.

Darüber hinaus gilt:

Ein  nicht  vom  Richter  oder  vom  Rechtspfleger  unterzeichneter  
Beschluss  ist  regelmäßig  unwirksam.  Nicht  nur  zivilrechtliche  
Urteile,  sondern  auch  Beschlüsse  stellen  lediglich  dann  
unverbindliche Entwürfe dar, solange der erkennende Richter oder  
Rechtspfleger sie nicht unterschrieben hat (BVG NJW 1985, 788;  
BGH WM 1986, 331, 332; BGHZ. 137, 49; OLG Köln NJW 1988  
2805f; OLG Köln Rechtspfleger 1981, 198). 

Im Übrigen werden Ausfertigungen gemäß § 317 (2) Satz 2 ZPO 
beantragt.  Urteile jedoch  werden den  Prozessparteien  jedoch 
zugestellt, was Ihnen der NRV versucht zu vorzuenthalten bzw. zu 
verheimlichen.

Wie schon an anderer Stelle ausgeführt,  gibt es den  Begriff des 
Originals in Zusammenhang mit der Urteilszustellung gemäß § 317 
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(1) ZPO nicht.

Richtig  ist,  dass  Scheinurteile  und  Scheinbeschlüsse  bestenfalls 
rechtsunverbindliche  bzw.  wertlose  Urteilsentwürfe  sind,  da  sie 
keine richterliche Unterschrift tragen und somit keine Wirkung als 
Urteil entfalten, auch da eine Bindung gemäß § 318 ZPO nicht zum 
Tragen kommt. 

Nicht beantragte Ausfertigungen jedoch sind darüber hinaus nicht 
existent. Denn das, was man nicht beantragt hat, kann auch aus 
verwaltungsverfahrensrechtlichen  Gründen  nicht  beschieden 
werden.

Auch hier  sind Sie leider einer Lüge durch die NRV bzw.  seiner 
Auftraggeber aufgesessen.

Möglicherweise  waren  Sie  aber  schon  vorab  bestens  informiert, 
wovon ich ausgehe.

Es  gibt  möglicherweise  verschiedene  Arten  von 
Verfahrensabschlüssen. Aber das wurde ja auch nicht  von Ihnen 
gefragt.
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Die  Neue  Richtervereinigung  bzw.  ihr  Auftraggeber   operiert 
abermals  mit  irreführenden  Annahmen,  die  das  Verfahrensrecht 
betreffend die Urteilszustellung nicht kennt und erfindet ihr eigenes 
Verfahrensrecht,  welches  im  Bundesgesetzblatt  zu  keinem 
Zeitpunkt veröffentlicht wurde und somit nicht existent ist.

Denn in keinem Verfahrensgesetz zur Urteilszustellung betreffend 
Zivilprozesse  wird  unterschieden  zwischen  Original  und 
Ausfertigung, sondern es wird unterschieden zwischen Urteil und 
Ausfertigung. - Vgl. § 317 ZPO.

Denn in keinem Verfahrensgesetz zur Urteilszustellung betreffend 
Zivilprozesse  wird  bestimmt,  dass  das  Urteil  in  der  Gerichtsakte 
verbleibt, sondern es muss den Prozessparteien zugestellt werden.- 
Vgl. § 317 (1) ZPO.

Denn in keinem Verfahrensgesetz zur Urteilszustellung betreffend 
Zivilprozesse wird bestimmt, dass Ausfertigungen eines Urteils nicht 
beantragt werden müssen. - Vgl. § 317 (2) s. 2 ZPO.

Denn in keinem Verfahrensgesetz zur Urteilszustellung betreffend 
Zivilprozesse wird bestimmt, dass nicht beantragte Ausfertigungen 
gemäß § 17 (2) S. 2 ZPO trotzdem beschieden werden müssen.

Ausfertigungen werden auf Antrag erteilt  und Urteile werden 
den Prozessparteien zugestellt.

Beweis: § 317 (2) S. 2 ZPO bzw. § 317 (1) ZPO

Da unter jedem Urteil die richterliche Unterschrift gemäß § 315 ZPO 
stehen muss, muss sich die Unterschrift auch grafisch abbilden, so 
dass alle Prozessparteien erkennen können, dass sie ein Urteil und 
keine nicht beantragte Ausfertigung in den Händen halten, da eine 
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Ausfertigung genau das repräsentiert, was der Menschenrechtsrat 
der  Vereinten  Nationen  als  Menschenrechtsverletzung  durch 
Deutschland  angeprangert  hat:  Die  Anonymisierung  der 
deutschen  Staatsgewalt,  als  Mittel  zum  Ausbau  eines  sich 
immer mehr entwickelnden Regimes. Dies vor dem Hintergrund, 
dass  Scheinurteile  und  Scheinbeschlüsse  international  gültige 
Menschenrechte,  wie  die  aus  dem  ICCPR,  ICESCR, 
EMRK,CRC,CEDAW,UN  Resolution 217 A (III),VStGB, Charta der 
Grundrechte  der  EU,  ESC  und  andere  Menschenrechtsquellen 
Europas  und  die  der  Vereinten  Nationen  insbesondere  auch 
inhaltlich massiv  verletzen.  Kindesentzug  durch  Familiengerichte 
mittels Scheinurteile und Scheinbeschlüsse ist nur ein Bereich von 
vielen. 

Der Fall Lilia Wansiedler/Familiengericht Kassel - Übertragung des 
Sorgerechts an einen mutmaßlichen Pädophilen und Straftäter – ist 
ein  markantes  Beispiel  von  Aberkennung  von  Menschenrechten, 
insbesondere,  die  ihres  Kindes,  wider  der  UN 
Kinderrechtskonvention u.a..

Die “Neue deutsche Richtervereinigung – NRV“ verteidigt stereotyp 
die  angebliche  Rechtmäßigkeit  von  Scheinurteilen  und 
Scheinbeschlüssen,  als  unfaire  Verfahren  i.S.d.  Artikel  Artikel  6 
EMRK  und  Artikel  14  ICCPR,  mittels  frei  erfundener,  wirrer 
Argumente ohne rechtliche bzw. gesetzliche Substanz.

Vor diesem Hintergrund schützt und unterstützt die “Neue deutsche 
Richtervereinigung  –  NRV“  somit  eklatante 
Menschenrechtsverletzungen  in  Deutschland  und  zeichnet  so 
mitverantwortlich für das  Leid von zig tausenden Justizopfern in 
ganz Deutschland und verstößt darüber hinaus gegen ihre eigene 
Satzung – vgl. § 2 der Satzung3.

3 https://www.neuerichter.de/nrv-intern/satzung.html
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Unter der Annahme, dass es auf Gesetz beruhende Gerichte gibt, 
vgl.: BGH, Urteil vom 16. 10. 2006 – II ZR 101/ 05; OLG München

Zwar ist  das angefochtene Protokollurteil  auch ohne Unterschrift  
sämtlicher an der Entscheidungsfindung mitwirkenden Richter mit  
seiner Verkündung existent geworden (BGHZ 137, 49, 52). Jedoch  
können  die  fehlenden  Unterschriften  nicht  mehr  rechtswirksam 
nachgeholt  werden,  weil  seit  der  Urteilsverkündung  die  für  die  
Einlegung eines Rechtsmittels längste Frist von fünf Monaten (§§  
517,  548  ZPO)  verstrichen  ist  (BGH,  NJW  aaO  S.  1882).  Das 
Fehlen  der  Unterschriften  stellt  einen  absoluten 
Revisionsgrund dar (§ 547 Nr. 6 ZPO). 

Scheinurteile und Scheinbeschlüsse beenden jedenfalls kein 
Verfahren.

Die  Frage,  ob  Staatsgerichte  existent  sind  oder  nicht,  stellt  sich 
eigentlich nicht, da mit der Beseitigung des Geltungsbereiches des 
Grundgesetzes  auch  der  sonstige  Normbereich  abhanden 
gekommen ist. - Vgl. obige Frage 1.
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Vielmehr  werden  die  Forderungen  nach  einem  auf  Gesetz 
beruhenden Gericht gemäß Artikel 6 EMRK, Artikel 14 ICCPR und 
Artikel 47 (2) der Charta der EU von Deutschland somit nicht erfüllt.

Ja, das ist eines der Gründe, weshalb den Prozessparteien keine 
Urteile  zugestellt werden. Vgl. o.a. Faktenlage (Anmerkung: Urteile 
sind immer unterschrieben).

Fazit: Das Eintreten für die Unabhängigkeit gemäß § 2 der Satzung 
der  NRV  ist  angesichts  ihrer  o.a.,  vehementen  Verteidigung 
justizieller  Menschenrechtsverletzungen in  Deutschland,  nicht  nur 
als überaus unglaubwürdig zu betrachten.

Freundliche Grüße

Jörg Hensel

Anlage: 
“Neue deutsche Richtervereinigung – NRV“ Schreiben vom 02.11.2012
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